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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1977 Ausgegeben am 21. April 1977 44. Stück

164. Bundesgesetz: Bundesbediensteten-Schutzgesetz — BSG

(NR: GP XIV RV 408 AB 436 S. 51. BR: AB 1631 S. 361.)

165. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über Geldleistungen an öffentlich Bedienstete
während des Karenzurlaubes aus Anlaß der Mutterschaft

(NR: GP XIV RV 437 AB 456 S. 51. BR: AB 1648 S. 361.)

1 6 0 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Ausbildungsbeiträge für Probelehrer

(NR: GP XIV RV 442 AB 459 S. 51. BR: AB 1639 S. 361.)

1 6 7 . Bundesgesetz: Ausnahmen von der Impfpflicht gegen Pocken in den Kalenderjahren 1977
und 1978
(NR: GP XIV RV 439 AB 466 S. 52. BR: AB 1633 S. 361.)

164. Bundesgesetz vom 23. März 1977,
über den Schutz des Lebens und der Gesund-
heit der in Dienststellen des Bundes beschäf-
tigten Bediensteten (Bundesbediensteten-

Schutzgesetz — BSG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Geltungsbereich

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes regeln den Schutz des Lebens und der
Gesundheit der Bediensteten in Dienststellen des
Bundes bei der dienstlichen Tätigkeit, den im
Rahmen dieser Tätigkeit mit Rücksicht auf Alter
und Geschlecht dieser Bediensteten gebotenen
Schutz der Sittlichkeit sowie die Art der Über-
prüfung der diesbezüglichen Vorschriften.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gelten für alle Dienststellen des Bundes, ausge-
nommen die Betriebe des Bundes und die Dienst-
stellen, die der Aufsicht der Verkehrsarbeits-
inspektion unterliegen.

(3) Bei Maßnahmen, die sofort getroffen wer-
den müssen, insbesondere bei drohender Gefahr
und in Katastrophenfällen sowie bei Alarm- und
Einsatzübungen, können von den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes abweichende Anordnungen
insoweit getroffen werden, als dies das weiter-
gehende öffentliche Interesse erfordert. Bei sol-
chen Anordnungen ist auf den Schutz des Lebens
und der Gesundheit der Bediensteten weitest-
gehend Bedacht zu nehmen.

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Dienststellen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind die Behörden, Ämter und anderen
Verwaltungsstellen sowie die Anstalten und Be-
triebe des Bundes, die nach ihrem organisato-
rischen Aufbau eine verwaltungs- oder betriebs-
technische Einheit darstellen.

(2) Betriebe des Bundes im Sinne des § 1 Abs. 2
sind jene Dienststellen des Bundes, die

1. nach privatwirtschaftlichen oder kaufmänni-
schen Grundsätzen geführt werden und

2. auf Gewinnerzielung oder auf Kosten-
deckung ausgerichtet sind oder bei denen
im Versorgungsinteresse der Öffentlichkeit
auf Gewinnerzielung oder Kostendeckung
verzichtet wird.

Insbesondere zählen dazu: die Staatsdruckerei,
die Bundestheater, die Bundesapotheken, die
Monopolbetriebe des Bundes, das Hauptmünzamt
und die Bundesforste.

(3) Zentralstellen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind das Bundeskanzleramt und die
übrigen Bundesministerien sowie die Dienststel-
len, die keinem Bundesministerium nachgeordnet
sind. Ressorts im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind die Zentralstellen mit den ihnen nachge-
ordneten Dienststellen.

Vorsorge für den Schutz der Bediensteten

§ 3. (1) Dem Bund obliegt die Vorsorge für
den Schutz des Lebens, der Gesundheit und der
Sittlichkeit seiner Bediensteten. Diese Vorsorge
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umfaßt alle Maßnahmen, die der Verhütung von
beruflich bedingten Unfällen und Erkrankungen
der Bediensteten dienen oder sich sonst aus den
durch die Berufsausübung bedingten hygienischen
Erfordernissen ergeben oder die durch Alter und
Geschlecht der Bediensteten gebotenen Rücksich-
ten auf die Sittlichkeit betreffen. Dieser Vorsorge
entsprechend müssen die Dienststellen eingerich-
tet sein sowie erhalten werden.

(2) Durch Maßnahmen, die der Verhütung
von Unfällen, Erkrankungen oder den sonstigen
hygienischen Erfordernissen im Sinne des Abs. 1
dienen, muß für eine dem allgemeinen Stand
der Technik und der Medizin entsprechende Ge-
staltung der Arbeitsvorgänge und der Arbeits-
bedingungen Sorge getragen und dadurch ein
unter Berücksichtigung aller Umstände bei um-
sichtiger Verrichtung der dienstlichen Tätigkeit
möglichst wirksamer Schutz des Lebens und der
Gesundheit der Bediensteten erreicht werden.

Anwendung des Arbeitnehmerschutzgesetzes

§ 4. (1) Die Bestimmungen des Abschnittes 2
und des § 19 des Arbeitnehmerschutzgesetzes,
BGBl. Nr. 234/1972, finden nach Maßgabe des
§ 12 für die im § 1 genannten Dienststellen des
Bundes sinngemäß Anwendung.

(2) Wasch- und Umkleideräume im Sinne des
§ 14 Abs. 5 des Arbeitnehmerschutzgesetzes müs-
sen nur dann vorhanden sein, wenn die Art der
Dienstverrichtung eine Körperreinigung und
einen Wechsel der Bekleidung am Dienstort not-
wendig macht.

(3) Auf Dienststellen oder Teile von solchen
in Baulichkeiten und Anlagen von militärischer
Besonderheit, deren Errichtung und Verwaltung
gemäß Teil 2 lit. I der Anlage zum Bundesmini-
steriengesetz 1973, BGBl. Nr. 389, in den Wir-
kungsbereich des Bundesministeriums für Landes-
verteidigung fallen, finden die in Abs. 1 ange-
führten Bestimmungen des Arbeitnehmerschutz-
gesetzes nur insoweit Anwendung, als es der be-
sondere militärische Zweck dieser Baulichkeiten
und Anlagen zuläßt.

Aufgaben der Arbeitsinspektion

§ 5. (1) Die Überprüfung der Einhaltung der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes obliegt der
Arbeitsinspektion (Arbeitsinspektionsgesetz 1974,
BGBl. Nr. 143).

(2) Die Arbeitsinspektion hat auch auf Verlan-
gen eines Dienststellenleiters oder des zuständi-
gen Organs der Personalvertretung eine Über-
prüfung im Sinne des Abs. 1 durchzuführen. Ein
solches Verlangen des zuständigen Organs der
Personalvertretung ist gleichzeitig dem Dienst-
stellenleiter zur Kenntnis zu bringen.

(3) Die Überprüfung im Sinne des Abs. 1 ob-
liegt in Dienststellen oder in Teilen von solchen,

die in Baulichkeiten und Anlagen von militäri-
scher Besonderheit untergebracht sind, dem Bun-
desminister für Landesverteidigung.

§ 6. (1) Der Arbeitsinspektor ist berechtigt,
die unter den Geltungsbereich dieses Bundesge-
setzes fallenden Dienststellen mit allen Neben-
räumen jederzeit zu betreten und zu besichtigen.

(2) Dem Dienststellenleiter oder seinem Bevoll-
mächtigten, dem für die Aufgaben des staatlichen
Hochbaues in dieser Dienststelle zuständigen Ge-
bäudeverwalter sowie einem Vertreter des zu-
ständigen Organs der Personalvertretung steht
es frei, den Arbeitsinspektor bei der Überprüfung
in der Dienststelle zu begleiten; auf Verlangen
des Arbeitsinspektors sind sie hiezu verpflichtet.

(3) Der Arbeitsinspektor ist befugt, vom
Dienststellenleiter oder von dessen Bevollmächtig-
ten sowie von dem zuständigen Gebäudeverwal-
ter und von den in der Dienststelle beschäftigten
Bediensteten Auskunft über alle Umstände zu
verlangen, die mit der Überprüfung im Zusam-
menhang stehen. Der Dienststellenleiter, sein Be-
vollmächtigter und die Bediensteten sind ver-
pflichtet, dem Arbeitsinspektor die zur Erfüllung
seiner Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen.

§ 7. (1) Stellt der Arbeitsinspektor das Vor-
liegen eines das Leben oder die Gesundheit der
Bediensteten offenbar gefährdenden Mißstandes
fest, so hat er den Dienststellenleiter oder dessen
Bevollmächtigten aufzufordern, unverzüglich die
Herstellung des Zustandes zu veranlassen, der
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ent-
spricht. Fällt die Beseitigung dieses Mißstandes
in den Aufgabenbereich des staatlichen Hoch-
baues, so ist diese Aufforderung auch an die für
diese Aufgabe zuständige nachgeordnete Dienst-
stelle des Bundesministeriums für Bauten und
Technik zu richten.

(2) Wird dieser Aufforderung nicht entspro-
chen, so hat das Arbeitsinspektorat den Mißstand
jener Dienststelle, die der überprüften Dienststelle
unmittelbar übergeordnet ist, und dem zuständi-
gen Bundesminister schriftlich bekanntzugeben.
Eine Ausfertigung dieser Bekanntgabe ist dem
bei der überprüften Dienststelle eingerichteten
zuständigen Organ der Personalvertretung und —
sofern es sich um Mißstände handelt, deren Be-
seitigung in den Wirkungsbereich des Bundes-
ministeriums für Bauten und Technik fällt —
dem Bundesminister für Bauten und Technik zu
übermitteln.

§ 8. (1) Ergeiben sich bei einer Überprüfung
Beanstandungen oder sind Maßnahmen zu tref-
fen, so hat das Arbeitsinspektorat diese der über-
prüften Dienststelle, dem zuständigen Organ der
Personalvertretung und dem zuständigen Leiter
der Zentralstelle bekanntzugeben. Dieser hat zu
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den mitgeteilten Beanstandungen und emp-
fohlenen Maßnahmen ehestmöglich unter Be-
kanntgabe der allenfalls bereits getroffenen Maß-
nahmen Stellung zu nehmen.

(2) Handelt es sich bei den Beanstandungen
um Mißstände, deren Beseitigung in den Wir-
kungsbereich des Bundesministeriums für Bauten
und Technik fällt, so hat der zuständige Leiter
der Zentralstelle eine Stellungnahme des Bundes-
ministers für Bauten und Technik einzuholen.

§ 9. (1) Die Arbeitsinspektorate haben zu
Jahresbeginn dem Bundesminister für soziale Ver-
waltung Bericht über ihre Tätigkeit und ihre
Wahrnehmungen im vorangegangenen Jahr auf
dem Gebiete des Bedienstetenschutzes zu er-
statten.

(2) Diese Berichte sind vom Bundesminister
für soziale Verwaltung zusammenzufassen und im
Wege der Bundesregierung dem Nationalrat vor-
zulegen. Der Bericht des Bundesministers für
soziale Verwaltung hat insbesondere zu enthal-
ten: die Zahl der überprüften Dienststellen, die
Zahl der in diesen beschäftigten Bediensteten
sowie die Art der vorgefundenen Mängel, die von
den zuständigen Ressorts getroffenen Maßnah-
men bzw. die von diesen abgegebenen Stellung-
nahmen. Dem Bericht ist eine Dringlichkeitsrei-
hung der auf Grund der Beanstandungen zu tref-
fenden Maßnahmen anzuschließen.

Durchführungsbestimmungen

§ 10. (1) Die näheren Bestimmungen über die
im Abschnitt 2 und im § 19 des Arbeitnehmer-
schutzgesetzes festgelegten Anforderungen, Maß-
nahmen und Verpflichtungen in bezug auf den
Schutz des Lebens und der Gesundheit der Be-
diensteten sowie die durch Alter und Geschlecht
bedingten Rücksichten auf die Sittlichkeit der
Bediensteten sind im Verordnungswege zu tref-
fen. Diese Verordnungen dürfen von den für
den Geltungsbereich des Arbeitnehmerschutzge-
setzes geltenden Regelungen nur insoweit abwei-
chen, als dies aus den Besonderheiten des öffent-
lichen Dienstes sachlich begründet ist.

(2) Der zuständige Leiter der Zentralstelle
darf im Einzelfall nach Einholung einer Stellung-
nahme des Zentral-Arbeitsinspektorates (§ 12
des Arbeitsinspektionsgesetzes 1974) bei Vorlie-
gen besonderer Umstände genehmigen, daß aus-
nahmsweise von einzelnen Bestimmungen der in
Abs. 1 genannten Verordnungen abgewichen
wird.

Auflegen der Vorschriften

§ 11. In jeder Dienststelle des Bundes, für die
dieses Bundesgesetz gemäß § 1 Geltung hat, sind
an geeigneter, für die Bediensteten leicht zugäng-
licher Stelle folgende Vorschriften aufzulegen:

a) das Bundesbediensteten-Schutzgesetz,

b) jene Bestimmungen des Arbeitnehmer-
schutzgesetzes, die nach § 4 des Bundesbe-
diensteten-Schutzgesetzes sinngemäß An-
wendung finden,

c) die auf Grund des Bundesbediensteten-
Schutzgesetzes erlassenen Verordnungen
und die nach § 10 Abs. 2 des Bundesbe-
diensteten-Schutzgesetzes erteilten Aus-
nahmegenehmigungen, soweit sie für diese
Dienststelle in Betracht kommen.

Übergangsbestimmungen

§ 12. (1) Der § 4 Abs. 1 findet auf Dienst-
stellen oder Teile von Dienststellen keine An-
wendung, soweit seine Einhaltung

a) eine bauliche Veränderung erfordert, die
einen unverhältnismäßigen Kostenaufwand
mit sich bringen würde, oder

b) die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes
dauernd gefährden würde.

In diesen Dienststellen sind jedoch jene Maßnah-
men zu treffen, die unter den gegebenen Umstän-
den mit einem vertretbaren Kostenaufwand zu
einer Verbesserung des Schutzes der Bediensteten
führen.

(2) Liegen Mißstände vor, durch die das Leben
oder die Gesundheit der Bediensteten offenbar
gefährdet wird, so findet Abs. 1 insoweit keine
Anwendung, als dies zur Beseitigung dieser Miß-
stände erforderlich ist.

(3) Werden bei den unter Abs. 1 fallenden
Dienststellen (Teilen von Dienststellen) Umbau-
ten durchgeführt, so findet auf diese Umbauten
die Bestimmung des Abs. 1 keine Anwendung.

Inkrafttreten und Vollziehung

§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jän-
ner 1978 in Kraft. In Durchführung dieses Bun-
desgesetzes zu erlassende Verordnungen -können
bereits vor diesem Zeitpunkt erlassen werden;
sie treten frühestens gleichzeitig mit diesem Bun-
desgesetz in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung des § 5 Abs. 1 und 2
und der §§ 6 bis 9 ist der Bundesminister für
soziale Verwaltung, mit der Vollziehung der son-
stigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundesmini-
steriums betreffen, dieser Bundesminister be-
traut.

(3) (Verfassungsbestimmung) In Angelegen-
heiten, die ausschließlich die Parlamentsdirektion
betreffen, ist der Präsident des Nationalrates mit
der Vollziehung betraut, soweit es sich nicht
um Aufgaben handelt, die gemäß §§ 5 bis 9 der
Arbeitsinspektion übertragen sind.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Pahr Moser
Leodolter Staribacher Rösch Broda
Lütgendorf Haiden Weißenberg Sinowatz

Lanc Firnberg
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1 6 5 . Bundesgesetz vom 23. März 1977, mit
dem das Bundesgesetz über Geldleistungen
an öffentlich Bedienstete während des Ka-
renzurlaubes aus Anlaß der Mutterschaft ge-

ändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über Geldleistungen an
öffentlich Bedienstete während des Karenzurlau-
bes aus Anlaß der Mutterschaft, BGBl. Nr. 395/
1974, wird wie folgt geändert:

1. a) § 1 Abs. 1 lit. a und lit. b haben zu
lauten:

„a) Dienstnehmerinnen, die in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund
stehen;

b) Dienstnehmerinnen, die in einem Dienst-
verhältnis stehen, auf das die Bestimmun-
gen des Landeslehrer-Dienstgesetzes, BGBl.
Nr. 245/1962, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 306/1975, oder
des Land- und forstwirtschaftlichen Lan-
deslehrer-Dienstgesetzes, BGBl. Nr. 176/
1966, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 400/1975, anzuwenden
sind;"

b) § 1 Abs. 1 lit. d hat zu lauten:

„d) Dienstnehmerinnen, die in einem unkünd-
baren privatrechtlichen Dienstverhältnis zu
einem von einem Land, einem Gemeinde-
verband oder einer Gemeinde verwalteten
Betrieb, einer solchen Unternehmung, An-
stalt, Stiftung oder einem solchen Fonds
stehen, wenn ihnen aus diesem Dienstver-
hältnis Anwartschaft auf Ruhegenuß (Pro-
vision) zusteht und das Dienstverhältnis
nicht unmittelbar zu einem Land, einem
Gemeindeverband oder eine Gemeinde be-
steht."

2. a) Im § 2 Abs. 2 haben der zweite und
dritte Satz zu entfallen.

b) § 2 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Anspruch auf Karenzurlaubsgeld geht
verloren, wenn die Mutter

a) Entgelt aus einem Dienstverhältnis be-
zieht,

b) selbständig erwerbstätig ist oder

c) ohne in einem Dienstverhältnis zu ste-
hen, im Betrieb des Ehegatten, der Eltern
oder der Kinder tätig ist."

c) Dem § 2 wird ein Abs. 4 mit folgendem
Wortlaut angefügt:

„(4) Der Anspruchsverlust tritt nicht ein,
wenn die Mutter die in Abs. 3 genannten Be-
schäftigungen im selben Umfang bereits neben
dem Dienstverhältnis, aus dem der Anspruch
auf Karenzurlaubsgeld abgeleitet wird, ausgeübt
hat oder das Entgelt für die in Abs. 3 genann-
ten Beschäftigungen monatlich 60 v. H. des Ka-
renzurlaubsgeldes einer verheirateten Mutter
nicht übersteigt."

d) der bisherige Abs. 3 hat die Bezeichnung
„Abs. 5" zu erhalten.

3. Folgender III. Abschnitt ist einzufügen:

„III. Abschnitt

§ 11. Im Rahmen des Geltungsbereiches finden
die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sinn-
gemäß auf Frauen Anwendung, die ein Kind,
welches das erste Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat, an Kindes Statt angenommen oder in
der Absicht, dieses Kind an Kindes Statt anzu-
nehmen, in unentgeltliche Pflege genommen
haben."

4. a) Der bisherige III. Abschnitt hat die
Überschrift „IV. Abschnitt" zu erhalten.

b) Der bisherige § 11 hat die Bezeichnung
„§ 12" zu erhalten.

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend mit
1. Juli 1976 in Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
die im § 12 Abs. 4 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 395/1974 in der Fassung des Art. I bezeich-
neten Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Kreisky Pahr Moser Androsch
Leodolter Staribacher Rösch Broda
Lütgendorf Haiden Weißenberg Sinowatz

Lanc Firnberg
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166 . Bundesgesetz vom 23. März 1977,
mit dem das Bundesgesetz über die Ausbil-
dungsbeiträge für Probelehrer geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über die Ausbildungsbei-
träge für Probelehrer, BGBl. Nr. 170/1973, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 285/
1974 und BGBl. Nr. 307/1975 wird wie folgt
geändert:

§ 6 hat zu lauten:

„§ 6. Dieses Bundesgesetz tritt mit 30. Dezem-
ber 1972 in Kraft und mit 31. August 1982
außer Kraft."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Unterricht und Kunst
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz

167. Bundesgesetz vom 24. März 1977
über Ausnahmen von der Impfpflicht gegen
Pocken in den Kalenderjahren 1977 und 1978

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. In den Kalenderjahren 1977 und 1978
unterliegen die im § 2 Abs. 1 des Bundes-
gesetzes vom 30. Juni 1948, BGBl. Nr. 156,
genannten Kinder nicht der Verpflichtung, sich
gegen Pocken impfen zu lassen.

§ 2. Die gemäß § 1 von der Impfpflicht be-
freiten Kinder sind in den Impflisten gemäß
§ 6 Abs. 1 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 156/
1948 zu erfassen.

§ 3. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
stehen der Vornahme von Schutzimpfungen an
den im § 1 genannten Kindern auf Verlangen
des gesetzlichen Vertreters nicht entgegen.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz betraut.

Kirchschläger
Kreisky Leodolter
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